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Private Sector Development – Business Plan 
oder Development Strategy?
Theoretische Zugänge, Konzepte und kritische Analyse von 

Privatsektorentwicklung

Karin Küblböck, Cornelia Staritz

Einleitung

Privatsektorentwicklung (PSD) hat in den letzten Jah-
ren sowohl in den Debatten als auch in den Budgets 
der internationalen Entwicklungszusammenarbeit (EZA) 
eine zunehmend prominente Rolle eingenommen. Einen 
Meilenstein bildete die UN-Konferenz zu Entwicklungs-
finanzierung in Monterrey (UN 2003), bei der die Rolle 
der klassischen EZA relativiert und die Bedeutung des 
Privatsektors sowie die staatliche Aufbringung von Mit-
teln durch nationale Besteuerung in den Mittelpunkt ge-
rückt wurde. Auch in den Abschlussdokumenten des 4. 
High Level Forum für Aid Effectiveness in Busan (OECD/
UNDP 2011) und im EZA-Rahmenwerk der EU „Agen-
da for Change“ (EK 2011a) wird dem Privatsektor eine 
zentrale Bedeutung gegeben. Die gestiegene Bedeutung 
von PSD drückt sich auch in Zahlen aus – so ist der An-
teil der EZA-Mittel, der international für PSD verwendet 
wird, in der letzten Dekade stark angestiegen. Alleine der 
PSD-Anteil der multilateralen Entwicklungsbanken hat 
sich zwischen 2000 und 2010 von 5 Mrd US $ auf 40 
Mrd US $ verachtfacht (siehe Beitrag von Kwakkenbos/
Romero in diesem Band). Bilaterale Geber entwickelten 
v. a. seit den 1990er-Jahren PSD-Strategien und Pro-
gramme mit stark ansteigenden Budgets (siehe Beitrag 
von Kindornay/Reilly-King in diesem Band). Auch die 
Österreichische EZA sieht in ihren Leitlinien „Wirtschaft 
und Entwicklung“ (BMeiA/ADA 2010) den Privatsektor 
als Schlüssel für Wirtschaftswachstum und Armutsminde-
rung (siehe Beitrag von Gruber in diesem Band). 

Welche Gründe gibt es für diesen Trend? Was verstehen 
unterschiedliche Akteure unter Privatsektorentwicklung? 
Welche Strategien, Konzepte und theoretische Zugänge 
werden verfolgt? Inwieweit tragen PSD-Interventionen zu 
inklusiver Entwicklung und Armutsminderung bei? Welche 
Rolle spielen der Finanzsektor, Industrie- und Bildungs-
politik sowie lokales Unternehmertum? Welche Lehren 
können aus bisherigen Erfahrungen gezogen werden? 

Diesen Fragen widmet sich der vorliegende Schwerpunkt 
der jährlichen ÖFSE-Publikation „Österreichische Ent-
wicklungspolitik“. 

Der vorliegende Einleitungsbeitrag soll einen Rahmen für 
die folgenden Beiträge bieten. Er führt zu Beginn Gründe 
für den Bedeutungsgewinn von PSD an und skizziert im 
zweiten Teil theoretische Zugänge zu diesem Thema. Im 
Anschluss werden unterschiedliche Interventionsebenen 
von Privatsektorentwicklung in der EZA beschrieben. Der 
vierte Teil beinhaltet grundsätzliche Überlegungen zum 
Zusammenhang zwischen Strategien zur Förderung von 
PSD und inklusiver Entwicklung. Der letzte Teil gibt einen 
Überblick über die weiteren Artikel in diesem Band.

Ursachen für den 
Bedeutungsgewinn von PSD in  
der Entwicklungszusammenarbeit

Die gestiegene Bedeutung der Rolle des Privatsektors in der 
internationalen Entwicklungszusammenarbeit hat verschie-
dene Ursachen. Diese können zum Teil auf Trends in der 
EZA, aber auch auf breitere Entwicklungen zurückgeführt 
werden. In der Folge werden einige zentrale Gründe skizziert. 

Ökonomischer Paradigmenwechsel

Die zentrale Bedeutung des Privatsektors in der EZA seit 
den frühen 1990er-Jahren geht einher mit einem wirt-
schafts- und entwicklungspolitischen Paradigmenwech-
sel, der in den 1980er-Jahren begonnen hat und nicht 
mehr wie zuvor dem Staat, sondern dem Privatsektor 
die zentrale Rolle als Entwicklungsmotor zuweist. Dieser 
Wechsel steht in engem Zusammenhang mit der Priva-
tisierung von staatlichen Unternehmen, Liberalisierung, 
Deregulierung und der Stärkung von Marktkräften und 
Wettbewerb und einer Reduktion und Re-Fokussierung 
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der Rolle des Staates (Schulpen/Gibbon 2001). In den 
1980er-Jahren wurde dieser Trend und die zentrale Be-
deutung von privaten Unternehmen, Marktkräften und 
Wettbewerb für Wachstum, Entwicklung, Arbeitsplätze 
und Armutsreduktion v. a. von den multilateralen Entwick-
lungsorganisationen propagiert. Dieses Paradigma wurde 
im Laufe der 1990er-Jahre auch von bilateralen Gebern 
übernommen, die in der Folge Strategien und Programme 
zur Förderung des Privatsektors entwickelten. Die Förde-
rung von Unternehmen aus den Geberländern selbst (im 
Gegensatz zur Entwicklung des Privatsektors in Partner-
ländern, siehe unten) zählt schon seit langem zu expliziten 
oder impliziten Motiven vieler EZA-Strategien. 

Der Staat wurde in seiner aktiven wirtschaftspolitischen 
Rolle sowie als direkter Bereitsteller von Infrastruktur und 
Dienstleistungen zunehmend diskreditiert. Viele vormals 
öffentliche Unternehmen und Sektoren wurden auf Druck 
von Entwicklungsorganisationen privatisiert und vermehrt 
dereguliert und liberalisiert. Die Rolle des Staates besteht 
in den meisten PSD-Ansätzen in der Schaffung eines 
guten Investitionsklimas und „business enabling environ-
ment“ durch möglichst wenig Einschränkungen und Ein-
griffe in den Markt und die Schaffung stabiler Rahmen-
bedingungen. Die Finanzkrise seit 2008, sowie der wirt-
schaftliche und politische Aufstieg der Schwellenländer 
(v. a. China, Indien und Brasilien), der u. a. einer starken 
Rolle des Staates und interventionistischen Wirtschafts-
politiken zu verdanken ist, führten jedoch zumindest im 
Diskurs zu einem graduellen Umdenken. Damit rückt die 
Rolle des Staates im Allgemeinen und von Wirtschafts- 
und Industriepolitik im Besonderen zum Teil wieder stär-
ker in den Fokus (siehe dazu den Beitrag von Reiner/
Staritz in diesem Band).

Abnehmende ODA-Mittel

Trotz verschiedener Deklarationen für eine substanzielle 
Steigerung von Mitteln der öffentlichen EZA weisen die 
Zahlen in die gegenteilige Richtung. Die OECD kons-
tatiert 2012 erstmals seit 1996/97 eine Rückgang der 
„Official Development Assistance“ (ODA) über zwei Jahre 
hinweg, auch die EU weist sinkende ODA-Quoten auf (zu 
Details siehe Teil II in diesem Band). Parallel zu stagnie-
renden öffentlichen EZA-Budgets wurden in den letzten 
Jahren die Eigenverantwortung der Entwicklungsländer 
bei der Mobilisierung von Ressourcen (OECD 2005) und 
die Bedeutung des Privatsektors stärker betont. Weiter 
sinkende öffentliche EZA-Budgets als Folge der Finanz-

krise lassen die Kombination aus öffentlichen und priva-
ten Mitteln attraktiv erscheinen. Unter dem Titel „blending“ 
wurden z. B. in der Europäischen Union (EU) verschiede-
ne PSD-Finanzierungsmechanismen entwickelt, bei de-
nen EZA-Zuschüsse mit Krediten von öffentlichen und 
privaten Finanzinstitutionen kombiniert werden, um die 
Hebelwirkung von EZA-Mitteln zu erhöhen. Im Dezem-
ber 2012 wurde eine neue Plattform („EU Platform for 
Blending in External Cooperation“) ins Leben gerufen, 
von der existierende „Blending“-Mechanismen überarbei-
tet und neue Finanzinstrumente entwickelt werden sollen, 
um das Volumen dieser Finanzierungsform zu steigern. 
KritikerInnen warnen, dass dadurch knappe ODA-Mittel 
– mit dem Argument der zu erzielenden Hebelwirkung – 
zunehmend für Wirtschaftsförderung eingesetzt und die 
Entwicklungsdimension vernachlässigt werden könnte 
(siehe Beitrag von Kwakkenbos/Romero in diesem Band; 
Kwakkenbos 2012; European Think Tanks Group 2011).

Aufstieg der Schwellenländer 
und Instrumentalisierung von 
Entwicklungspolitik

Der rasante ökonomische Aufstieg von Schwellenländern 
wie China, Indien oder Brasilien führt auch zu deren ver-
mehrter Präsenz in Entwicklungsländern und zu steigen-
dem Wettbewerb um Ressourcen und Absatzmärkte zwi-
schen Unternehmen und Staaten. Vor diesem Hintergrund 
wird die Förderung des Privatsektors in Geberländern 
vermehrt zu einem erklärten außenpolitischen Ziel der 
EU und USA (sowie anderer Geber), wie etwa in der EU-
Rohstoffstrategie (EK 2008; siehe dazu auch Küblböck 
2013). Die EU „Agenda for Change“ erwähnt explizit (EK 
2011a: 3), dass Entwicklungspolitik helfen soll, anderen 
globalen Herausforderungen zu begegnen, und dass die-
se einen Beitrag zur Umsetzung der EU-2020 Strategie 
leisten soll – eine Strategie, die als Nachfolge der Lis-
sabon-Strategie das Ziel hat, die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit und das Wachstumspotenzial der EU zu 
stimulieren. Die Klein- und Mittelunternehmensstrategie 
der Europäischen Kommission „Small Business – Big 
World“ spricht davon, bestehende EU-Außenpolitiken ein-
zusetzen, um das internationale Wachstum europäischer 
Klein- und Mittelbetriebe zu fördern, und erwähnt dabei 
etwa die Gemeinsame Afrika-EU-Strategie (EK 2011b; 
Byiers/Rosengren 2012).

Die gestiegene Verwendung von öffentlichen EZA-Mitteln 
für PSD fügt sich weiters in einen Trend, bei dem ins-
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besondere große Unternehmen zunehmend Einfluss auf 
den wirtschafts- und entwicklungspolitischen Diskurs so-
wie Politikgestaltung ausüben. In den letzten beiden Jahr-
zehnten wurden die Bedingungen, unter denen insbeson-
dere transnationale Unternehmen agieren können, für 
diese ständig verbessert; Marktöffnungen, Privatisierun-
gen von öffentlicher Infrastruktur, steuerliche Vorteile bzw. 
Möglichkeiten zur Steuervermeidung haben ihre Macht 
und ihren Gestaltungsspielraum stark erhöht. Transnati-
onale Unternehmen können in der Privatsektorentwick-
lung in Partnerländern eine wesentliche Rolle spielen, v. a. 
durch Wissenstransfer und Zugang zu Märkten (siehe 
unten), aber sie verfolgen ihre eigenen Interessen, die im 
Gegensatz zu den Privatsektorinteressen und Entwick-
lungsstrategien von Partnerländern stehen können, z. B. 
geringe Steuern und Preise zu zahlen, hohe Subventionen 
von Partnerländern zu erhalten und flexible Beziehungen 
mit lokalen Zulieferunternehmen sicherzustellen. Auf-
grund der gestiegenen Macht von großen Unternehmen 
und der kaum umstrittenen Position, dass der Privatsektor 
eine größere Stimme in der Entwicklungspolitik erhalten 
soll, können v. a. transnationale Unternehmen ihre Inter-
essen oft durch politischen Druck durchsetzen oder sogar 
die Entwicklungspolitik dafür instrumentalisieren, in dem 
ihre Interessen mit allgemein entwicklungsfördernden 
Rahmenbedingungen gleichgesetzt werden. 

Theoretische Zugänge zu PSD

Die jeweilige Interventionslogik (siehe unten) für PSD ba-
siert implizit auf bestimmten theoretischen Zugängen zu 
der Frage, welcher Typ oder welches Segment des Pri-
vatsektors für inklusive Entwicklung am förderlichsten ist 
bzw. wie ein Privatsektor in Entwicklungsländern etabliert 
und entwickelt werden kann, der nicht nur einen positi-
ven Beitrag zu Produktivitätssteigerung und Wirtschafts-
wachstum, sondern auch zu sozialer Entwicklung und Ar-
mutsminderung leistet. Die Antwort und Ansätze zu dieser 
Frage sind stark mit dem vorherrschenden ökonomischen 
und Entwicklungsparadigma verbunden.

Nach dem Zweiten Weltkrieg bis Ende der 1970er-Jahre 
wurde v. a. ausgehend von Lateinamerika ein struktura-
listischer Ansatz propagiert, der strukturellen Wandel 
als zentralen Motor und als Ergebnis von wirtschaftlicher 
Entwicklung ansieht (siehe hierzu auch den Beitrag von 
Reiner/Staritz in diesem Band). Dieser Ansatz ging davon 
aus, dass in einem freien Weltmarkt Entwicklungsländer 
zu den Verlierern der internationalen Arbeitsteilung zähl-

ten. Weiters würden Marktkräfte alleine – aufgrund der 
Existenz von substanziellem Marktversagen und Koordi-
nationsproblemen – unzureichende oder sogar fehlgelei-
tete Signale für nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung 
geben. Bei diesem Ansatz nahmen staatliche Planung 
und öffentliche Unternehmen eine wichtige Rolle ein, um 
Industrialisierung, eine verbesserte Position im Weltmarkt, 
eine Stärkung des Binnenmarktes und wirtschaftliche 
Entwicklung zu erreichen. Protektionismus, u. a. durch 
Einfuhrkontrollen wurde für nachholende Entwicklung als 
zentral angesehen und eine Politik der Importsubstitution 
forciert. 

Anfang der 1980er-Jahre schlug das Pendel um. Der 
seither dominante neoklassische Ansatz geht davon aus, 
dass sich der Privatsektor am besten durch Marktkräfte 
und ohne staatliche Intervention entwickelt, solange der 
Staat Eigentumsrechte und freie Wettbewerbsbedingun-
gen garantiert. Weiters sollen sich Länder basierend auf 
ihrer natürlichen Faktorausstattung auf ihre komparativen 
Vorteile konzentrieren und nicht durch selektive Politiken 
aktiv versuchen ökonomische Strukturen zu verändern. 
Das in der Folge erzielte Wirtschaftswachstum käme au-
tomatisch auch den Armen zugute. Seit den 1990er-Jah-
ren setzte sich in der internationalen Entwicklungspolitik 
in diesem Rahmen ein Ansatz durch, den Altenburg und 
von Drachenfels (2006) „New Minimalist Approach“ ge-
nannt haben. Dieser Ansatz rückt hauptsächlich die Not-
wendigkeit eines „level playing field“ und eines „business 
enabling environment“ in den Mittelpunkt, etwa durch 
administrative Vereinfachungen, niedrige Steuern und 
weitreichende Garantien von Eigentumsrechten sowie die 
effiziente Bereitstellung von Infrastruktur. Selektive In-
terventionen in den Markt, Arbeitsmarktregulierung oder 
etwa die Bevorzugung von inländischen Unternehmen 
werden von diesem Ansatz abgelehnt. 

Dieser Ansatz geht davon aus, dass ein „business ena-
bling environment“ insbesondere ärmeren Bevölkerungs-
gruppen nützt, da diese stark von Marktzugangshürden 
und Überregulierung betroffen sind sowie von Unsicher-
heit aufgrund nicht-existierender Eigentumsrechte. Wei-
terentwicklungen dieses Ansatzes weichen von einer 
automatischen „trickle down“ Perspektive ab und befür-
worten fokussierte Interventionen zur Armutsminderung, 
wobei der informelle Sektor und sein Wachstumspoten-
zial und die Vergabe von Mikrokrediten eine wesentliche 
Rolle spielen (Altenburg/von Drachenfels 2006; siehe 
den Beitrag von Bateman in diesem Band). Dieser An-
satz ist besonders deutlich in den sehr einflussreichen  
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„Doing Business“-Reports der Weltbank vertreten. Diese 
Reports erheben Daten über die administrativen Kosten 
für die Gründung und das Betreiben von Unternehmen 
und erstellen nach diesen Kriterien Länder-Rankings (sie-
he unten). Die Grundannahme dabei ist, dass möglichst 
einfache und kostengünstige Bedingungen für die Grün-
dung und das Betreiben von Unternehmen dazu beitra-
gen, dass ein dynamischer, produktiver Privatsektor ent-
steht, der zu Wachstum und Armutsminderung beiträgt. 

Im Gegensatz zu den neoklassischen Ansätzen haben 
in den letzten Jahren zumindest in der akademischen 
und entwicklungspolitischen Diskussion verschiedene 
neostrukturalistische Ansätze wieder an Raum gewon-
nen (siehe z. B. Lin 2011). Diese Ansätze unterstreichen 
zwar auf der einen Seite die Bedeutung von Elementen 
des neoklassischen Ansatzes bzgl. der Schaffung eines 
„business enabling environment“, betonen aber, dass 
dies für eine nachhaltige Privatsektor- und Wirtschafts-
entwicklung nicht ausreicht. Diese Ansätze halten Markt-
versagen und Koordinierungsprobleme für immanent und 
betonen die Wichtigkeit von selektiven Interventionen, 
um einerseits Marktversagen zu korrigieren – wie etwa 
nicht existierende Märkte, asymmetrische Informationen, 
Eintrittsbarrieren, Machtungleichgewichte oder fehlende 
Armutsminderung von Investitionen – und unterstreichen 
die Wichtigkeit von längerfristigen Industrie- und Innova-
tionspolitiken, die die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
und strukturellen Wandel im Blick haben. Im Rahmen 
dieser Ansätze werden z. B. Politiken mit dem Ziel des 
Upgrading im Rahmen von Produktionsnetzwerken und 
Wertschöpfungsketten (Staritz 2012a), oder Strategien 
zur Förderung von Clustern oder „business linkages“ so-
wie strategische Handels- und Investitionspolitik, indust-
riepolitische Maßnahmen, Skills Development und Berufs-
bildungsmaßnahmen und die Unterstützung von einzelnen 
Sektoren, Unternehmen und Institutionen, formuliert. 

Interventionsebenen von PSD

In aktuellen Dokumenten und Strategien der internationa-
len Entwicklungspolitik erhält der Privatsektor eine zuneh-
mend zentrale Stellung für die Erreichung von Entwick-
lungszielen. Demgemäß finden sich in steigendem Maße 
darauf bezogene Absichtserklärungen. Diese Erklärungen 
beziehen sich etwa auf die Ziele, Unternehmen zu stär-
ken, Investitionsklimas zu verbessern, den Privatsektor 
beim Design von Entwicklungsstrategien zu beteiligen, 
Entwicklungspartnerschaften mit dem Privatsektor ein-

zugehen, oder mit innovativen Finanzierungsmechanis-
men EZA-Mittel als Hebel für Privatsektorfinanzierung zu 
verwenden (z. B. OECD/UNDP 2011; EK 2011b; G20 
2010). Aus dieser Aufzählung wird bereits ersichtlich, 
dass die Definition von PSD sehr weit gefasst werden 
kann und verschiedenste Interventionsebenen umfasst. 

Auf der einen Seite geht es weiterhin im traditionellen 
Sinne um Strategien zum Aufbau bzw. der Stärkung des 
Privatsektors in Entwicklungsländern. Hierunter fällt ei-
nerseits die direkte Förderung von bestimmten Unterneh-
men oder Sektoren in Entwicklungsländern, etwa durch 
die Bereitstellung von Finanzierungsmöglichkeiten, Skills 
Development oder Capacity Building-Maßnahmen. Ande-
rerseits werden unter diesem Titel auch Aktivitäten von 
Unternehmen aus Geberländern in Entwicklungsländern 
unterstützt, mit dem Ziel einen positiven Entwicklungsef-
fekt zu erzielen bzw. diesen zu verstärken. Dies soll durch 
entwicklungsförderndes Verhalten im Kerngeschäft die-
ser Unternehmen z. B. durch verstärkte Investitionen in 
Entwicklungsländern, Wissenstransfer, Ausbildung von 
lokalen Arbeitskräften, Einhaltung höherer Arbeits- und 
Umweltstandards erreicht werden. Oft werden darunter 
auch Charity-Maßnahmen, wie etwa die Förderung von ge-
meinnützigen Projekten in der lokalen Gemeinschaft sub-
sumiert, wobei die Rolle von ausländischen Unternehmen 
in diesem Feld und ihr zusätzlicher Nutzen fragwürdig ist. 
Der Privatsektor ist dabei alles andere als ein einheitlicher 
Sektor; er umfasst transnationale Unternehmen genauso 
wie Klein- und Mittelbetriebe und Mikrounternehmen aus 
dem formalen sowie informellen Sektor. Interventionen 
können dabei sowohl auf einer lokalen, nationalen, regi-
onalen oder internationalen Ebene erfolgen. 

Eine zweite Interventionsebene ist die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für unternehmerisches Engage-
ment für lokale oder internationale Investoren. Dazu zählt 
in den neoklassischen Ansätzen vor allem das Herstellen 
eines „enabling business environment“, also die Deregu-
lierung und Verbesserung von rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für Unternehmen v. a. in den Bereichen Eigen-
tumsrechte, Marktzutritt, freie Wettbewerbsbedingungen, 
niedrige Steuern sowie Deregulierung von Arbeitsmärk-
ten. In breiteren Ansätzen wird damit auch der verbes-
serte Zugang zu Infrastruktur, Finanzierung und anderen 
Dienstleistungen und „business development services“ 
(BDS) inkludiert sowie die Bedeutung von politischer Sta-
bilität und „Good Governance“. Aus einer neostrukturalis-
tischen Perspektive wird ein reiner Deregulierungsansatz 
hinterfragt. Zur Schaffung von förderlichen Rahmenbe-
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dingungen zählen hier auch gezielte wirtschaftspolitische 
Maßnahmen etwa im Bereich Finanzmarkt und Industrie-, 
Innovations- und Bildungspolitik.

Als dritte – und relativ neue – Facette von PSD-Interventi-
onen gewinnt unter dem Titel „engaging the private sector 
for development“, die Kooperation der EZA insbesondere 
mit dem internationalen Privatsektor zunehmend an Be-
deutung. Durch Partnerschaften mit Unternehmen hofft 
man, einerseits produktive Aktivitäten zu fördern, wie etwa 
durch Investitionen in Infrastruktur durch den Privatsektor. 
Auf der anderen Seite zählen dazu auch Strategien, Mittel 
der öffentlichen Entwicklungsfinanzierung als Hebel für 
Privatsektorfinanzierung zu verwenden und über weiter 
oben erwähnte „Blending“-Mechanismen Zuschüsse und 
Kredite zu kombinieren, um damit mit beschränkten ODA-
Mitteln höhere Entwicklungseffekte zu erzielen. 

„Business Model“ versus 
„Development Model“

Der dominante PSD-Ansatz konzentriert sich weiterhin 
auf die Herstellung eines „Business Enabling Environ-
ment“ im Rahmen des neoklassischen Ansatzes. Den 
stärksten Einfluss haben in diesem Zusammenhang die 
„Doing Business“-Reports der Weltbank, die diese seit 
2004 publiziert und die detaillierte Daten über die admi-
nistrativen Kosten für die Gründung und das Betreiben 
von Unternehmen erheben und ein Ranking erstellen. 
Die Einstufung beeinflusst auch die Kreditvergabe der 
Weltbank und die Reports haben einen starken Einfluss 
auf die Politikgestaltung in vielen Entwicklungsländern. 
Verschiedene Studien geben jedoch Anlass zur Skepsis 
und zeigen, dass vereinfachte Rahmenbedingungen für 
Unternehmensgründungen zwar den Unternehmen Zeit 
und Geld sparen, dass diese aber nicht unbedingt zu mehr 
Unternehmensgründungen führen oder den Erfolg dieser 
Unternehmen verbessern. Komplexe und teure Regulie-
rungen sind problematisch, aber oft nicht die größten Hin-
dernisse für die Entwicklung von lokalen Unternehmen. 
Oft sind z. B. geringe Produktivität und Linkages zu ande-
ren Unternehmen, der Zugang zu Informationen, Märkten 
und Finanzierung, gut ausgebildete Arbeitskräfte, techni-
sches oder Management-Know-how sowie mangelnde In-
frastruktur größere Hürden, die nicht durch Deregulierung 
und die Schaffung von Eigentumsrechten adressiert wer-
den, sondern nach komplementären Politiken verlangen. 
Im Bereich Arbeitsmärkte zeigen Erfahrungen, dass oft 
nicht „überregulierte“ Arbeitsmärkte, sondern der Mangel 

an ausgebildeten Arbeitskräften eine dynamische Privat-
sektorentwicklung behindern (UNIDO/GTZ 2008). 

Doch auch falls sich die an die „Doing Business“-Refor-
men geknüpften Erwartungen erfüllen und mehr Unter-
nehmen gegründet werden bzw. deren Erfolg verbessert 
wird, muss dies noch nicht bedeuten, dass daraus eine 
wirtschaftliche Dynamik und inklusives Wachstum ent-
steht. Kommerzielle Interessen einzelner Unternehmen 
können Entwicklungszielen sogar diametral entgegenste-
hen, wie manche Unternehmensaktivitäten im extraktiven 
Sektor oder der starke Druck auf Steuersenkungen und 
Löhne, den Unternehmen in internationalen Produktions-
netzwerken auf ihre Zulieferbetriebe ausüben, zeigen. 
Manche „business enabling“-Kriterien stehen in direktem 
Widerspruch zu breiteren Entwicklungszielen. Dazu zäh-
len v. a. die Deregulierung von Arbeitsmärkten1, die oft 
mit einer Reduktion von Arbeitsschutz und -standards 
einhergeht sowie die positive Bewertung niedriger un-
ternehmensbezogener Steuern in den Rankings; gerade 
durch den internationalen Steuerwettbewerb bei Unter-
nehmenssteuern gehen Entwicklungsländern wertvolle 
Einnahmen verloren. 

Weiters haben nicht alle Sektoren und Unternehmen glei-
che Effekte auf dynamische und inklusive Entwicklung. 
Strukturalistische und neo-strukturalistische Ansätze be-
tonen die Bedeutung von strukturellem Wandel für wirt-
schaftliche Entwicklung. Das bedeutet, Produktionsfakto-
ren von Aktivitäten mit niedriger zu solchen mit hoher Pro-
duktivität zu verschieben, die mit höheren Potenzialen für 
Lernen und Externalitäten und höheren Profiten und Löh-
nen gekennzeichnet sind (siehe den Beitrag von Reiner/
Staritz in diesem Band). Ein großer Teil des Privatsektors 
in Entwicklungsländern besteht aus informellen Aktivitä-
ten und Mikrounternehmen. Während v. a. Weiterentwick-
lungen des neoklassischen Ansatzes das Wachstumspo-
tenzial des informellen und Mikrosektors betonen, betonen 
(neo-)strukturalistische Ansätze die geringe Produktivität 
und Linkages zu anderen Unternehmen dieses Teil des 
Privatsektors und sehen kaum Aufstiegschancen zu for-
malen Unternehmen. Weiters ist ein großer Teil dieses Pri-
vatsektors nicht auf selbst gewähltes unternehmerisches 
Engagement zurückzuführen, sondern besteht aus Aktivi-
täten, denen unter prekären Umständen mangels anderen 
formalen Beschäftigungsalternativen nachgegangen wird. 
Die Diskussion über „richtige“ und „falsche“ Typen von Un-
ternehmen zeigt, dass für wirtschaftliche Entwicklung nicht 
die Anzahl der Unternehmen entscheidend ist, sondern ihr 
Potenzial Produktivität und Wertschöpfung zu steigern,  
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Innovationen und Know-how zu generieren, mit anderen 
Unternehmen zu kooperieren und Netzwerke zu entwi-
ckeln (siehe den Beitrag von Bateman in diesem Band). 

Der Diskurs über den „Privatsektor als Entwicklungsmo-
tor“ verschleiert, dass dieser aus sehr unterschiedlichen 
Akteuren mit zum Teil sogar gegenläufigen Interessen 
besteht, wodurch auch ein differenzierter Zugang für 
die Förderung benötigt wird. Freier Markt und globaler 
Wettbewerb helfen tendenziell großen, bereits etablierten 
Unternehmen. Lokale kleine und mittlere Unternehmen 
benötigen hingegen oft Schutzmaßnahmen oder selekti-
ve Unterstützung. MikrounternehmerInnen im informellen 
Bereich könnte durch ein funktionierendes Sozialsystem 
eventuell mehr geholfen werden, als mit Deregulierungs-
maßnahmen oder Krediten. D. h. ein „level playing field“ 
zwischen sehr unterschiedlichen Akteuren – großen aus-
ländischen oder transnationalen Unternehmen und klei-
nen lokalen Unternehmen – könnte lokale Strukturen zer-
stören und sehr negative soziale und Entwicklungseffekte 
haben. Weiters ist der Privatsektor in vielen Entwicklungs-
ländern von ausländischen Unternehmen dominiert. Lo-
kaler Unternehmergeist und -fähigkeiten entstehen nicht 
automatisch in einem „business enabling environment“; 
wie lokale Unternehmensstrukturen und Unternehmer-
tum entwickelt werden kann ist eine komplexe politöko-
nomische Frage, die oft breite und langfristige Interventi-
onen benötigt (siehe Beitrag von Resch in diesem Band). 
Interessen von lokalen Privatsektoren in Partnerländern, 
dem Privatsektor in Geberländern und dem internationa-
len Privatsektor, der v. a. von transnationalen Unterneh-
men dominiert wird, sind unterschiedlich, teilweise auch 
gegensätzlich, und werden oft unter „Privatsektorenent-
wicklung“ harmonisch subsumiert (siehe den Beitrag von 
Kwakkenbos/Romero sowie von Kindorney/Reilly-King 
in diesem Band). 

Abgesehen von der großen Heterogenität des privaten 
Sektors sollte beim Thema PSD auch die Reflexion, wel-
che Sektoren oder Unternehmen überhaupt privat sein 
sollen und welche Aufgaben besser durch öffentliche 
Bereitstellung abgedeckt werden, einfließen. Nach einem 
Fokus auf die Privatisierung aller Bereiche in den 1990er-
Jahren, hat sich in den letzten Jahren wieder die Position 
verstärkt, dass der öffentliche Sektor bei zentralen Infra-
strukturbereichen und Dienstleistungen, wie Gesundheit 
und Bildung, sehr wohl eine wesentliche Rolle hat. Aller-
dings weisen aktuelle Untersuchungen über die Beteili-
gung öffentlicher Institutionen an privaten Infrastruktur-
fonds auch auf die Gefahr hin, dass die Koppelung von 

öffentlichen mit privaten Mitteln im Rahmen von Public-
Private-Partnerships (PPPs) oder Infrastrukturfonds dazu 
führt, dass bei Investitionsentscheidungen private Finan-
zinteressen statt das gesellschaftliche Ziel der Bereitstel-
lung notwendiger öffentlicher Güter im Mittelpunkt stehen 
(Hildyard 2012).

Eine Analyse der Mittelflüsse für PSD zeigt, dass ein 
großer Teil der Mittel an große Unternehmen mit Sitz in 
Industrieländern geht. International agierende Unterneh-
men profitieren dadurch von einer Förderung ihrer Investi-
tionen durch öffentliche Mittel, wie etwa durch Zuschüsse, 
günstige Kredite oder Garantieübernahmen. Das Ziel von 
PSD-Finanzierung durch öffentliche EZA-Gelder ist es, 
zusätzliche Projekte zu ermöglichen bzw. einen zusätzli-
chen Entwicklungseffekt zu erzielen. Gerade bei Projek-
ten großer Unternehmen sind Mitnahmeeffekte, also ob 
Projekte ohne öffentliche Mittel nicht – oder nicht in die-
ser Form – durchgeführt worden wären, oft schwer ein-
zuschätzen. Durch den gestiegenen öffentlichen Druck 
haben insbesondere große Unternehmen zunehmend ein 
Eigeninteresse, sowohl auf internationaler wie auf lokaler 
Ebene durch die Einführung von Standards oder Inves-
titionen in Sozial- oder Bildungsprogramme ihre Markt-
position und ihr Image zu verbessern. Der Gewinndruck, 
der z. T. auf bilateralen und multilateralen Entwicklungs-
banken lastet, führt zudem dazu, dass diese oft dem Markt 
„folgen“ und risikoreichere Projekte vermeiden (siehe den 
Beitrag von Kwakkenbos/Romero in diesem Band). Wei-
ters werden viele PSD-Gelder über Steueroasen abgewi-
ckelt, was aufgrund der sehr negativen entwicklungspoliti-
schen Effekte von Steueroasen problematisch ist.

Die PSD-Strategien und Programme einiger Geber fo-
kussieren neben den Rahmenbedingungen auch ver-
stärkt auf selektive Politiken zur Unterstützung einzelner 
Sektoren, Unternehmen und Institutionen, z. B. durch die 
Unterstützung von einzelnen Unternehmen bzw. Unter-
nehmerInnenverbänden, von Skills Development oder 
Berufsbildung, der Förderung von Unternehmertum oder 
von business linkages zwischen Unternehmen. Insbeson-
dere aufgrund der Industrialisierungserfolge von Schwel-
lenländern, wie China, Indien oder Brasilien, sowie der 
globalen Finanzkrise haben diese interventionistischeren 
Strategien an Bedeutung gewonnen. Industriepolitik wird 
gerade „wiederentdeckt“, nicht nur bei einigen bilatera-
len Gebern, sondern auch partiell bei Organisationen wie 
der Weltbank und der OECD, die durch ihre negativen 
Einstellungen zu selektiven Interventionen bekannt sind 
(Wade 2012; siehe auch den Beitrag von Reiner/Staritz 
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in diesem Band). Trotz der Bedeutung dieser Interventi-
onen sollte aus den Fehlern der Vergangenheit gelernt 
werden. Mit hohen Subventionen für einzelne Firmen und 
Projekte sollte vorsichtig umgegangen werden, etablierte 
Prinzipien für das Design und die Evaluierung von solchen 
Projekten sowie Transparenzkriterien und Nachvollzieh-
barkeit von Kosten und Nutzen sollten beachtet werden. 
Weiters ist die Zusammenarbeit mit lokalen Akteuren – 
Firmen und insbesondere UnternehmerInnenverbänden 
und auch Dienstleistungsanbietern – zentral, um auf loka-
len Strukturen aufzubauen und diese zu unterstützten und 
die Etablierung von Parallelstrukturen zu verhindern. Ein 
weiterer wesentlicher Punkt ist die Sicherstellung, dass 
selektive Interventionen weiter reichende systemische 
und dynamische Effekte nach sich ziehen (Altenburg/von 
Drachenfels 2006).

Erfahrungen von heute industrialisierten Ländern legen 
nahe, dass für eine erfolgreiche wirtschaftliche Ent-
wicklung nicht nur ein „business enabling“, sondern ein 
„development enabling environment“ nötig ist, d. h. eine 
Kombination aus Maßnahmen und Strategien auf ver-
schiedenen Ebenen, wie etwa makroökonomische Politi-
ken, Infrastruktur-, Bildungs- und Sozialpolitik (zur Rolle 
der Bildungspolitik siehe den Beitrag von Langthaler in 
diesem Band), eine angemessene Handels-, Investitions- 
und Industriepolitik, und die Einbettung dieser Politiken 
in eine breite Entwicklungsstrategie. Zudem braucht es 
eine Kombination aus Marktkräften und selektiven staat-
lichen Interventionen für Privatsektorentwicklung sowie 
Kooperationen zwischen dem Staat und dem Privatsektor 
und innerhalb des Privatsektors. Gerade die Herstellung 
eines Umfelds und Prozesse, die die Kommunikation, Zu-
sammenarbeit und das gegenseitige Lernen zwischen 
stattlichen/öffentlichen Einrichtungen und dem Privat-
sektor ermöglichen und verstärken, sind von zentraler 
Bedeutung, aber in vielen Ländern nicht existent (Rodrik 
2007; Morris 2010). Jeder Transformationsprozess be-
rührt zudem Interessen unterschiedlicher Gruppen und ist 
dadurch zumeist schwierig und konfliktreich. Kollaborative 
Strukturen innerhalb des Privatsektors und zwischen Pri-
vatsektor und Staat können eine maßgebliche Rolle bei 
Transformations- und damit verbundenen Ausgleichspro-
zessen spielen. Länderspezifisch angepasste Strategien, 
die auf lokalen Strukturen aufbauen, sind von zentraler 
Bedeutung. Für all diese Maßnahmen braucht es politi-
schen Handlungsspielraum der jeweiligen Regierungen. 

Der wirtschaftspolitische Handlungsspielraum ist heu-
te jedoch – im Vergleich zu jener Zeit, als sich die heu-

tigen industrialisierten Länder wirtschaftlich entwickelten 
– stark eingeschränkt. Multilaterale und bilaterale Han-
dels- und Investitionsabkommen schränken z. B. Ein- und 
Ausfuhrbeschränkungen, Subventionen für lokale Unter-
nehmen oder Bedingungen, die an ausländische Direktin-
vestitionen geknüpft werden können, um die lokale Wert-
schöpfung zu erhöhen (z. B. local content-Vorschriften), 
ein. Auch Wissenstransfer ist durch strenge intellektuelle 
Eigentumsrechte, v. a. unter dem WTO-Abkommen TRIPS 
(Trade Related Intellectual Property Rights), erschwert. 
Bedingungen, die an bilaterale und multilaterale Entwick-
lungshilfe geknüpft sind, können auch den politischen 
Handlungsspielraum reduzieren (Chang 2012). Zudem 
haben Veränderungen im Welthandel und die Dominanz 
von Export-basierten Entwicklungsmodellen v. a. in großen 
Ländern wie China und Indien den globalen Wettbewerb 
v. a. für landwirtschaftliche und arbeitsintensive Industrie-
güter erhöht. Die starke Verbreitung von globalen Produk-
tionsnetzwerken hat zwar für viele Entwicklungsländer 
den Zugang zu internationalen Märkten ermöglicht, ihre 
Position ist jedoch unsicher und starkem Wettbewerb 
ausgesetzt, Upgrading-Möglichkeiten und höhere Erträge 
aufgrund der Konkurrenzsituation und asymmetrischen 
Markt- und Machtbeziehungen sind in diesen Netzwerken 
oft eingeschränkt (siehe Beitrag von Reiner/Staritz in die-
sem Band; Staritz 2012a). Auf der anderen Seite bieten 
steigende Rohstoffpreise und ein verändertes Bewusst-
sein über das Potenzial von Rohstoff basierten Entwick-
lungsmodellen für wirtschaftliche Entwicklung etlichen 
Ländern Chancen (aber auch Risiken) für den Aufbau 
inklusiver Wirtschaftsstrukturen (Nissanke 2011; Morris 
et al. 2012; Staritz 2012b).

Die Diskussion über geeignete Rahmenbedingungen für 
PSD muss neben der nationalen also auch die interna-
tionalen Rahmenbedingungen miteinbeziehen. Gerade 
in den letzten Jahren wurden Rahmenbedingungen für 
internationale Investitionen, Handel und Finanzflüsse so 
gestaltet, dass Freiheiten und Vorteile für transnationale 
Unternehmen erhöht und der politische Gestaltungsspiel-
raum eingeschränkt wurde (Kozak/Küblböck 2011). Auf 
der anderen Seite wurden Maßnahmen, die den öffentli-
chen Handlungsspielraum vergrößern und ein „level play-
ing field“ im Interesse von inklusiver Entwicklung schaffen 
könnten, wie etwa in den Bereichen internationale Steu-
erabkommen, verbindliche Umwelt- und Sozialstandards 
sowie ArbeitnehmerInnenschutz, Regulierung von Banken 
und Finanzakteuren, kaum umgesetzt. Eine Verbesserung 
der internationalen Rahmenbedingungen könnte wesent-
lich zum Gelingen inklusiver PSD-Strategien beitragen. 
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Entwicklungspolitische PSD-Strategien müssten somit 
die Frage der Politikkohärenz zwischen Entwicklungs-, 
Handels- und Investitionspolitiken miteinbeziehen und 
sich für entwicklungsfördernde Handels- und Investitions-
politiken einsetzen. In diesem Zusammenhang sind auch 
die Verbesserung von institutionellen Voraussetzungen 
und internationalen Verhandlungskapazitäten in Entwick-
lungsländern und die Stärkung der Zivilgesellschaft sowie 
von lokalen Forschungsinstitutionen relevant.

Beiträge in diesem Band 

Aus den obigen Ausführungen geht hervor, dass die Ent-
wicklung eines lokalen dynamischen Privatsektors das 
Resultat eines komplexen Zusammenspiels vieler Akteure 
und Politikfelder ist und, dass Strategien und Motive für 
PSD eines genaueren Hinsehens bedürfen. Aus diesen 
Gründen widmet sich diese Ausgabe der „Österreichi-
schen Entwicklungspolitik“ dieser Thematik. Die ersten 
drei Artikel des Teil I geben einen Überblick über die Ent-
wicklung von PSD sowie über PSD-Ansätze von unter-
schiedlichen Gebern. Die folgenden Artikel widmen sich 
wesentlichen Bereichen für PSD in mehr Detail, nämlich 
der Bedeutung des Finanzsektors, von Industriepolitik, 
des lokalen Unternehmertums und von Bildungspolitik. 
Aufgrund der internationalen AutorInnenschaft ist ein Teil 
der Artikel in englischer Sprache verfasst. 

Der Beitrag von Jeroen Kwakkenbos und Maria José 
Romero analysiert den Trend zur zunehmenden Wid-
mung von EZA-Mitteln für Privatsektorentwicklung seit 
den 1990er-Jahren und legt dabei einen Fokus auf bi-
laterale und multilaterale Entwicklungsbanken. Alleine 
die Mittel, die über multilaterale Entwicklungsbanken an 
den Privatsektor fließen, haben sich zwischen 2000 und 
2010 verachtfacht. Der Großteil dieser Mittel floss dabei 
an Unternehmen in OECD-Ländern oder in Offshore-
Zentren. Etliche neue Finanzierungsmodalitäten, wie etwa 
die Übernahme von Garantien oder die Kopplung von 
staatlichen Zuschüssen mit privaten Krediten (blending), 
wurden in den letzten Jahren entwickelt, um private Mittel 
für Entwicklungszwecke zu mobilisieren. Die AutorInnen 
analysieren Chancen und Risiken dieses Trends und emp-
fehlen eine sorgfältige Prüfung, ob die neuen Modalitäten 
die an sie geknüpften Erwartungen erfüllen.

Shannon Kindornay und Fraser Reilly-King beschäftigen 
sich in ihrem Beitrag, der auf einer umfassenden Stu-
die beruht (Kindornay/Reilly-King 2013), mit bilatera-
len OECD-Geberstrategien zur Privatsektorentwicklung. 
Auch wenn es zwischen den verschiedenen Gebern eine 
grundsätzliche Übereinstimmung darüber gibt, dass der 
Privatsektor eine wichtige Rolle im Wachstums- und Ent-
wicklungsprozess spielt, so unterscheiden sich Inhalt und 
Form der Strategien substanziell. Unterschiede bestehen 
etwa darin, ob der lokale, internationale oder der Privat-
sektor des Geberlandes unterstützt werden soll, oder in 
der Definition der Rolle, die der Privatsektor bei Entwick-
lung und Armutsminderung spielen soll. Manche Geber 
haben explizite und detaillierte Privatsektorentwicklungs-
Strategien formuliert, andere beschränken sich auf breite 
Richtlinien für Projekte und Programme. Neben der Un-
terstützung des Privatsektors nimmt die Kooperation mit 
dem Privatsektor eine immer wichtigere Rolle ein. Dies 
wird in den meisten Geberstrategien als win-win-Situation 
beschrieben. Die AutorInnen zweifeln, ob diese Annahme 
auch in der konkreten Praxis zutrifft und vermissen in vie-
len Geberstrategien die politischen Dimensionen von Pri-
vatsektor, Wachstum und Entwicklung.

Reinhold Gruber gibt in seinem Beitrag einen Überblick 
über die Privatsektorstrategien in der Österreichischen 
Entwicklungszusammenarbeit. Die Österreichische EZA 
sieht in ihren Leitlinien für „Wirtschaft und Entwicklung“ 
(BMeiA/ADA 2010) den Privatsektor als Schlüssel für 
eine Beschleunigung des Wirtschaftswachstums, um die-
ses gezielt für Armutsminderung zu nutzen. Sie setzt hier-
bei auf zwei Interventionsebenen – einerseits auf die Ver-
besserung der Bedingungen für unternehmerisches Enga-
gement in Partnerländern und zum anderen auf die direkte 
Zusammenarbeit mit der österreichischen Wirtschaft, um 
in verschiedenen Sektoren gemeinsame Projekte umzu-
setzen. Vorhaben, die sowohl betriebswirtschaftlich trag-
fähig sind, als auch einen entwicklungspolitischen Mehr-
wert aufweisen, sind Gegenstand der Partnerschaften mit 
österreichischen Unternehmen. Zudem werden von der 
österreichischen EZA gemeinsam mit anderen Akteuren, 
wie der Oesterreichischen Entwicklungsbank, dem Bun-
desministerium für Finanzen und dem Wirtschaftsminis-
terium Initiativen zur Privatsektorentwicklung vorangetrie-
ben, wie etwa Initiativen zur Verbesserung des Zugangs zu 
Finanzierung von Unternehmen oder die Verbreitung der 
OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen. 
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Milford Bateman’s Beitrag behandelt die Rolle des Fi-
nanzsektors und unterschiedlicher Finanzierungssysteme 
für Privatsektorentwicklung. Es ist breit akzeptiert, dass 
das Finanzsystem eine zentrale Rolle für PSD, Wachstum 
und breitere Entwicklung spielt. Der Beitrag analysiert lo-
kale Finanzsysteme und welche Rolle diese in der Förde-
rung eines lokalen Unternehmenssektors und für Wachs-
tum und nachhaltige Entwicklung der lokalen Wirtschaft 
spielen. Es werden auf der einen Seite Beispiele für er-
folgreiche lokale Finanzsysteme und Politikinstrumente 
in Industrie- und Entwicklungsländern diskutiert. Auf der 
anderen Seite werden negative Erfahrungen und entwick-
lungshemmende Finanzsysteme vorgestellt, u. a. die Ver-
gabe von Mikrokrediten, die aus seiner Sicht keine oder 
sogar negative Effekte auf lokale Unternehmensentwick-
lung und wirtschaftliche Strukturen haben. Der Beitrag 
endet mit Schlussfolgerungen und Politikempfehlungen 
für politische EntscheidungsträgerInnen in Entwicklungs-
ländern.

Christian Reiner und Cornelia Staritz behandeln in ihrem 
Beitrag die Rolle von Industriepolitik in der Privatsektor-
entwicklung. In der Entwicklungspolitik besteht ein Kon-
sens, dass ein dynamischer Privatsektor eine zentrale Rol-
le im wirtschaftlichen Entwicklungsprozess spielt. Unter-
schiedliche Meinungen existieren aber darüber, welcher 
Typ oder welches Segment des Privatsektors inklusiver 
Entwicklung am dienlichsten ist und welche staatlichen 
Politiken notwendig sind, um einen dynamischen Privat-
sektor zu entwickeln. Kontroversen über industriepoliti-
sche Maßnahmen stehen im Zentrum dieser Debatten. 
Dominante PSD-Ansätze lehnen selektive industriepoli-
tische Interventionen tendenziell ab und fokussieren auf 
komparative Vorteile, ein „business enabling environment“ 
und horizontale/neutrale Politiken. In den letzten Jahren 
ist jedoch eine gewisse Trendumkehr zu beobachten, 
nachdem aufgrund der Industrialisierungserfolge von 
Schwellenländern und als Folge der Finanzkrise die Be-
deutung von Marktversagen, strukturellem Wandel und 
Industriepolitik „wiederentdeckt“ wurden. Der Beitrag gibt 
einen Überblick über die Bedeutung von ökonomischen 
Strukturen, strukturellem Wandel und Industrialisierung 
im Entwicklungsprozess, über Industriepolitik und ihre 
wesentlichen Kritikpunkte sowie über Herausforderungen 
für Industriepolitik in Entwicklungsländern im derzeitigen 
globalen Kontext.

Andreas Resch behandelt in seinem Beitrag die Bedeu-
tung von Unternehmertum in der Privatsektorentwicklung 
im Kontext unterschiedlicher ökonomischer Ansätze mit 
einem Fokus auf neoklassische Ansätze und deren Wei-
terentwicklungen. Ansätze, die Substanzielles zum Stel-
lenwert von Unternehmen und „Entrepreneurship“ für eine 
wirtschaftliche Entwicklungsdynamik auszusagen vermö-
gen, müssen demnach die restriktiven Modellannahmen 
der Neoklassik überwinden. Historische Studien haben 
erwiesen, dass die Entwicklungspfade von Unterneh-
menssektoren und ihrem gesellschaftlichen Umfeld oft 
Jahrhunderte weit zurückreichen und sich im Laufe dieser 
Prozesse sehr unterschiedliche institutionelle Settings he-
rausgebildet haben, die durchaus ähnliche Erfolge im Hin-
blick auf Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit erbringen. 
Bei der Beurteilung und der Förderung von unternehme-
rischen Entwicklungschancen sind nicht nur Regulierun-
gen und Eigentumstitel, sondern auch Faktoren wie z. B. 
politökonomische Rahmenbedingungen, Motive der Ak-
teurInnen oder das Entwicklungsstadium und die Größe 
der Unternehmen zu berücksichtigen. PSD-Programme 
müssen in breitere Ansätze zur Förderung von Demokra-
tie, Bildung und sozialer Teilhabe integriert werden.

Margarita Langthaler stellt in ihrem Beitrag die Frage 
nach der Rolle von Berufsbildung und Skills Development 
für Privatsektorentwicklung in Entwicklungsländern. Der 
Artikel kontextualisiert zunächst berufliche Bildung in 
Entwicklungsländern als Erbe des jeweiligen kolonialen 
Bildungssystems, skizziert die über lange Zeit margina-
le Rolle von beruflicher Bildung in der Entwicklungszu-
sammenarbeit und fasst die gegenwärtige Problemlage 
zusammen. Ein kurzer Abriss der theoretischen Debatte 
zeigt einerseits den Einfluss dominanter ökonomischer 
Theorien auf die entwicklungspolitische Bildungsdiskus-
sion und weist andererseits auf kritische Stimmen hin, die 
berufliche Bildung in den breiteren Kontext der jeweiligen 
gesellschaftlichen Form von Arbeitsorganisation stellen. 
Abschließend werden die aktuellen Trends in der berufli-
chen Bildung in Zusammenhang mit Privatsektorentwick-
lung kritisch hinterfragt und problematische Entwicklun-
gen aufgezeigt. 
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